
Anlage 

Stand: 02.04.2024 

1. und 2. Änderung des Flächennutzungsplans 2040 der Stadt Kremmen mit Teilflächen in den 
Ortsteilen Beetz, Kremmen und Groß-Ziethen 
Beteiligungsverfahren gemäß § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB sowie Beteiligung der Nachbargemein-
den 
 
Die Aufstellung der 1. und 2. FNP-Änderung erfolgt im zweistufigen Regelverfahren gemäß § 3 und § 4 
BauGB. 
 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB erfolgte durch öffentliche Ausle-
gung der Vorentwurfsfassung der Planunterlagen vom Februar 2022 im Rathaus der Stadt Kremmen 
im Zeitraum vom 06.04.2023 bis einschließlich 08.05.2023. Weiterhin bestand die Möglichkeit die Aus-
legungsunterlagen auf der Internetseite der Stadt Kremmen einzusehen. 
 
Gemäß § 3 Abs. 2 BauGB sind die Entwürfe der Änderungen des Flächennutzungsplans 2040 mit der 
Begründung und den nach Einschätzung der Gemeinde wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbe-
zogenen Stellungnahmen für die Dauer eines Monats öffentlich auszulegen. Ort und Dauer der Ausle-
gung sowie Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, sind mindes-
tens eine Woche vorher ortsüblich bekannt zu machen. Dabei ist darauf hinzuweisen, dass Stellung-
nahmen während der Auslegungsfrist abgegeben werden können und dass nicht fristgerecht abgege-
bene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben können. 
Die fristgemäß abgegebenen Stellungnahmen sind zu prüfen; das Ergebnis ist mitzuteilen.  
 
Gemäß § 4 Abs. 2 BauGB holt die Gemeinde die Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden kann, zum Planentwurf 
und der Begründung ein. Sie haben ihre Stellungnahmen innerhalb eines Monats abzugeben. Die Ge-
meinde soll diese Frist bei Vorliegen eines wichtigen Grundes angemessen verlängern. In den Stel-
lungnahmen sollen sich die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange auf ihren Aufgaben-
bereich beschränken. Sie haben auch Aufschluss über von ihnen beabsichtigte oder bereits eingeleite-
te Planungen und sonstige Maßnahmen sowie deren zeitliche Abwicklung zu geben, die für die städ-
tebauliche Entwicklung und Ordnung des Gebiets bedeutsam sein können. Verfügen sie über Informa-
tionen, die für die Ermittlung und Bewertung des Abwägungsmaterials zweckdienlich sind, haben sie 
diese Informationen der Gemeinde zur Verfügung zu stellen. 
 
Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgaben-
bereich durch die Planung berührt werden kann, gemäß § 4 Abs. 1 BauGB erfolgte mit Schreiben vom 
28.08.2023 zur Vorentwurfsfassung der Planunterlagen vom Februar 2023. Im Zuge der frühzeitig Be-
hördenbeteiligung erfolgte die Beteiligung der Nachbargemeinden gemäß § 2 Abs. 2 Satz 1 BauGB.  
 
Die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung dienen insbesondere der vollstän-
digen Ermittlung und zutreffenden Bewertung der von der Planung berührten Belange und der Infor-
mation der Öffentlichkeit. Die Auslegung nach § 3 Abs. 2 kann gleichzeitig mit der Einholung der Stel-
lungnahmen nach § 4 Abs. 2 BauGB durchgeführt werden. 
 
Die Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 2 BauGB erfolgte durch öffentliche Auslegung der Ent-
wurfsfassung der Planunterlagen vom November 2023 im Rathaus der Stadt Kremmen im Zeitraum 
vom 18.01.2024 bis einschließlich 19.03.2024. Weiterhin bestand die Möglichkeit die Auslegungsun-
ter-lagen auf der Internetseite der Stadt Kremmen einzusehen. 
 
Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB er-
folgte mit Schreiben vom 16.01.2024 zur Entwurfsfassung der Planunterlagen vom November 2023. 
Im Zuge der förmlichen Behördenbeteiligung erfolgte eine erneute Beteiligung der Nachbargemeinden 
gemäß § 2 Abs. 2 Satz 1 BauGB. 
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Auswertung der eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der förmlichen Beteiligung der Be-
hörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie der Nachbargemeinden 
 
37 Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange, das Landesbüro der anerkannten Naturschutz-
verbände und der Landesjagdverband Brandenburg e.V. sowie die Nachbargemeinden wurden mit 
Schreiben vom 16.01.2024 zur Stellungnahme zu den geplanten Ausweisungen der 1. und 2. Änderung 
des Flächennutzungsplans aufgefordert, mit Beteiligungsfrist bis zum 19.02.2024. 
 
Folgende Träger bzw. Nachbargemeinden äußerten sich nicht: 
 
Nr. 8.2 Brandenburgisches Landesamt für Denkmalpflege, Dezernat Baudenkmalpflege 
Nr. 9 Zentraldienst der Polizei, Kampfmittelbeseitigungsdienst 
Nr. 11 Landesbetrieb Forst Brandenburg - untere Forstbehörde – Oberförsterei Neuendorf 
Nr. 17 Deutsche Bahn AGDB Immobilien – Region Ost 
Nr. 18  OVG Oberhavel Verkehrsgesellschaft mbH 
Nr. 23 OWA GmbH 
Nr. 28 Industrie- und Handelskammer Potsdam 
Nr. 41 Landesbüro anerkannter Naturschutzverbände 
Nr. 43 Landesjagdverband Brandenburg e.V. 
Nr. 50 Fontanestadt Neuruppin 
Nr. 51 Stadt Oranienburg 
Nr. 53 Amt Lindow (Mark) 
Nr. 55 Gemeinde Löwenberger Land 
Nr. 56 Gemeinde Fehrbellin 
 
 
 
Folgende Träger sind gemäß ihrer Stellungnahme in ihren Belangen von der Planung nicht berührt: 
 
Nr. 5 Landesamt für Bauen und Verkehr 
Nr. 7 Landesamt für ländliche Entwicklung, Landwirtschaft und Flurneuordnung 
Nr. 13 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr 
Nr. 20 E.dis Netz GmbH 
Nr. 24 Zweckverband Kremmen 
Nr. 29 DFS – Deutsche Flugsicherung 
Nr. 52 Stadt Nauen 
Nr. 54 Gemeinde Oberkrämer 
 
 
Folgende Träger gaben Hinweise oder Anregungen zur Planung wie folgt: 
 
Nr. 1 Gemeinsame Landesplanungsabteilung (GL) 
Nr. 2 Regionale Planungsgemeinschaft Prignitz-Oberhavel (RPG) 
Nr. 3 Landkreis Oberhavel 
Nr. 4  Landesamt für Umwelt (LfU)  
Nr. 6.1 Landesbetrieb Straßenwesen 
Nr. 8.1 Brandenburgisches Landesamt für Denkmalpflege, Dezernat Bodendenkmalpflege (BLDAM) 
Nr. 10 LBGR - Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe 
Nr. 12 EBA Eisenbahnbundesamt, Außenstelle Berlin 
Nr. 15 Gemeinsame Obere Luftfahrtbehörde Berlin-Brandenburg 
Nr. 19 Deutsche Telekom Technik GmbH 
Nr. 21 NBB Netzgesellschaft 
Nr. 22 GDMcom 
Nr. 25 Wasser- und Bodenverband „Rhin-Havelluch“ 
Nr. 26 Wasser- und Bodenverband „Schnelle Havel“ 
Nr. 34 50Hertz Transmission GmbH 
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Die Zählung bezieht sich auf die im Bauamt der Stadt Kremmen geführte und fortlaufend aktualisierte 
Gesamtliste der für das Stadtgebiet relevanten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
und wird mit der im konkreten Beteiligungsverfahren getroffenen Auswahl nicht verändert.  
Die Texte geben die Originalstellungnahmen wieder, wurden aber zur besseren Lesbarkeit und Er-
fassbarkeit zum Teil neu geordnet und gekürzt. Die Originalstellungnahmen können in der Bauverwal-
tung eingesehen werden. 
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Abwägungsvorschläge zu den vorgebrachten Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Trä-
ger öffentlicher Belange 1. FNP-Änderung „Kremmen 2040“ im Rahmen des Beteiligungsverfah-
rens gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 
 
 

Nr. Behörde, 
Träger öf-
fentl. Be-
lange 

Hinweise, 
Anregungen, 
Einwendungen 

Erwiderung 
Abwägung/Beschlussempfehlung 

1. Gemeinsame 
Landespla-
nungsabtei-
lung 

19.02.2024 

Mit dem Vorhaben sollen die planungsrecht-
lichen Voraussetzungen für die Errichtung 
mehrerer Photovoltaik- 
Freiflächenanlagen sowie „Private Grünflä-
chen“ geschaffen werden. Die Änderungs-
bereiche entsprechen 
den Planungszielen der Bebauungspläne 
Nr. 84, Nr. 85, Nr. 86 und Nr. 87. 
Die Festlegungskarte des LEP HR enthält 
für die Änderungsbereiche keine flächenbe-
zogenen Festlegungen. 
Dem Vorhaben stehen keine Ziele der 
Raumordnung entgegen. 

Die landesplanerische Beurteilung wird zur 
Kenntnis genommen. 

 

Keine Änderung. 

2. Regionale 
Planungsge-
meinschaft 
Prignitz-
Oberhavel 

19.02.2024 

Die Belange der Regionalen Planungsge-
meinschaft Prignitz-Oberhavel basieren auf 
den folgenden Erfordernissen der Raumord-
nung: 

- Satzung über den Regionalplan Prig-
nitz-Oberhavel, Sachlicher Teilplan 
"Rohstoffsicherung/Windenergienut-
zung" (ReP-Rohstoffe) vom 24. No-
vember 2010 (ABl. 2012 S. 1659) 

- Satzung über den Regionalplan Prig-
nitz-Oberhavel, Sachlicher Teilplan 
"Freiraum und Windenergie" (ReP FW) 
vom 21. November 2018 

- Satzung über den Regionalplan Prig-
nitz-Oberhavel, Sachlicher Teilplan 
"Grundfunktionale Schwerpunkte" (ReP 
GSP) vom 8. Oktober 2020 (ABl. S. 
1321) 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

Die Satzungen sind bereits in der Begrün-
dung enthalten. 

Keine Änderung. 

  Der Entwurf der 1. und 2. Änderung des 
Flächennutzungsplans 2040 der Stadt 
Kremmen ist mit den Belangen der Regio-
nalen Planungsgemeinschaft Prignitz-Ober-
havel vereinbar. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 

Keine Änderung. 

  Begründung: 

Die 1. und 2. Änderung des Flächennut-
zungsplans hat die Anpassung des vorbe-
reitenden Bauleitplans an die Planungsziele 
der vier derzeit in Aufstellung befindlichen 
Bebauungspläne der Stadt Kremmen zum 
Inhalt. Die Änderungsflächen Nr. 1, 2, 3 und 
4 entsprechen den Geltungsbereichen der 
Bebauungspläne Nr. 84, Nr. 85, Nr. 86 und 
Nr. 87 und werden überwiegend als 

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen.  

Keine Änderung. 
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Nr. Behörde, 
Träger öf-
fentl. Be-
lange 

Hinweise, 
Anregungen, 
Einwendungen 

Erwiderung 
Abwägung/Beschlussempfehlung 

Sonstige Sondergebiete mit der Zweckbe-
stimmung „Photovoltaikanlage“ dargestellt. 
Dadurch soll die gemäß § 8 Absatz 2 Satz 1 
BauGB erforderliche Entwicklung der Be-
bauungspläne aus dem Flächennutzungs-
plan ermöglicht werden. 

Die Regionale Planungsgemeinschaft Prig-
nitz-Oberhavel hat in ihren Stellungnahmen 
zu den Entwürfen der genannten Bebau-
ungspläne die Vereinbarkeit der Pläne mit 
Belangen der Regionalplanung jeweils fest-
gestellt. Insofern steht die geplante Ände-
rung des Flächennutzungsplans ebenfalls 
im Einklang mit Belangen der Regionalpla-
nung. 

  Hinweise: 

Von den regionalplanerischen Zielen gehen 
eine Anpassungspflicht gemäß § 1 Absatz 4 
BauGB bzw. eine Beachtenspflicht gemäß § 
4 Absatz 1 Satz 1 ROG aus. Die Grunds-
ätze und sonstigen Erfordernisse der 
Raumordnung sind in der Abwägung zu be-
rücksichtigen (ebd.). 

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

Keine Änderung. 

 

  Die Satzung über den Regionalplan Prig-
nitz-Oberhavel, Sachlicher Teilplan "Roh-
stoffsicherung / Windenergienutzung" wurde 
mit Bescheid vom 14. Februar 2012 teil-
weise genehmigt. Von der Genehmigung 
ausgenommen sind die Festlegung des 
Vorbehaltsgebietes Nr. 65 "Sicherung ober-
flächennaher Rohstoffe" sowie die Festle-
gungen zur "Steuerung der Windenergienut-
zung". Der Regionalplan wurde zum Zwe-
cke der Bekanntmachung entsprechend re-
daktionell angepasst und trägt nunmehr die 
Bezeichnung Regionalplan "Rohstoffsiche-
rung". 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen.  

Keine Änderung. 

  Die Satzung über den Regionalplan Prig-
nitz-Oberhavel, Sachlicher Teilplan "Frei-
raum und Windenergie" wurde mit Bescheid 
vom 17. Juli 2019 teilweise genehmigt. Von 
der Genehmigung ausgenommen sind die 
Festlegungen zur Steuerung der raumbe-
deutsamen Windenergienutzung. Hiergegen 
hat die Regionale Planungsgemeinschaft 
Prignitz-Oberhavel Rechtsmittel eingelegt. 
Die Festlegungen zum Freiraum und zu den 
Historisch bedeutsamen Kulturlandschaften 
wurden genehmigt. Die Bekanntmachung 
im Amtsblatt für Brandenburg hat noch zu 
erfolgen. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen.  

Keine Änderung. 
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Nr. Behörde, 
Träger öf-
fentl. Be-
lange 

Hinweise, 
Anregungen, 
Einwendungen 

Erwiderung 
Abwägung/Beschlussempfehlung 

  Durch die regionalplanerische Stellung-
nahme bleibt die aufgrund anderer Vor-
schriften bestehende Verpflichtung zum 
Einholen von Genehmigungen, Bewilligun-
gen oder Zustimmungen unberührt. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 

Keine Änderung. 

  Nach Abschluss des Beteiligungsverfahrens 
bitten wir um Information über den Pla-
nungsfortgang. Insbesondere bitten wir um 
Zusendung des Abwägungsergebnisses so-
wie der genehmigten Satzung. 

Die Behörden und sonstigen Träger öffentli-
cher Belange, deren Aufgabenbereich ge-
mäß ihrer Stellungnahme durch die Pla-
nung berührt wird, werden nach Abschluss 
des Planverfahrens über das Abwägungser-
gebnis informiert. 

Die Regionale Planungsgemeinschaft er-
hält nach Abschluss des Planverfahrens 
die in Kraft getretene Satzung in digitaler 
Fassung. 

3.  Landkreis 
Oberhavel 

19.02.2024 

Der Landkreis nimmt zum Vorentwurf der 
Änderung des FNP Stand Februar 2023, 
insbesondere im Hinblick auf Äußerungen 
zum erforderlichen Umfang und Detailie-
rungsgrad der Umweltprüfung, wie folgt 
Stellung. Ich bitte Sie, diese in den Abwä-
gungsprozess einzubeziehen.   
 
Die formellen und materiellen Regelungsin-
halte sowie Erfordernisse, die aus weiteren 
Rechtsvor-schriften entstehen, bleiben von 
dieser Stellungnahme unberührt. 

Die Hinweise und Anregungen des Land-
kreises zum Entwurf des Bebauungsplans 
werden zur Kenntnis genommen und wie 
folgt in die Abwägung einbezogen: 

 

3.1 Bereich Pla-
nung  

Hinweise zum Planentwurf 

Die beigefügte Planzeichnung vermerkt nur 
in den „Übersichtslageplänen“ (Ausschnitte 
oben links, oben Mitte), dass es sich hier 
um die 1. und 2. Änderung des FNP Krem-
men 2040 handelt. In den „Übersichtslage-
plänen“ erfolgte zudem eine Nummerierung 
der Änderungsbereiche in Änderungsberei-
che 1 bis 4. In den Gegenüberstellungen 
Planausschnitt „Flächennutzungsplan 2040 
Feststellungsexemplar Juli 2022“ mit den 
Planausschnitten der jeweiligen geänderten 
Darstellungen „Änderung FNP Kremmen 
2040 Entwurf November 2023 Blatt 2 – 
Stadtgebiet südlicher Teil“ findet sich eine 
solche Zuordnung durch Nummerierung der 
Teilbereiche nicht. Die Bezeichnung des 
vorliegenden Planverfahrens (1. und 2. Än-
derung des FNP 2040) als auch die Anga-
ben zu den einzelnen Planausschnitten in-
nerhalb der Planzeichnung (tlw. Numerie-
rung der Änderungsbereiche; tlw. Angabe 
Blatt 1/Blatt 2 bzw. Ausschnitt Gemeindeteil 
Orion, tlw. Zurodnung durch Angabe Be-
bauungspläne im Parallelverfahren) sind 
aus Gründen der Rechtsklarheit und -

 

Der Hinweis wird berücksichtigt. 

Die Bezeichnungen der Pläne in der Plan-
zeichnung werden konkretisert und die Än-
derungsflächen eindeutig Nummeriert und 
den Bebauungsplänen im Parallelverfahren 
zugeordnet. 

Redaktionelle Änderung der Planzeich-
nung. 
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Nr. Behörde, 
Träger öf-
fentl. Be-
lange 

Hinweise, 
Anregungen, 
Einwendungen 

Erwiderung 
Abwägung/Beschlussempfehlung 

eindeutigkeit sowie der zu gewährleisten-
den Anstoßwirkung zu vereinheitlichen. 

  Die Rechtsgrundlagen sind zu überarbeiten. 
Das Baugesetzbuch ist wie folgt zu zitieren: 

„Baugesetzbuch in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 3. November 2017 
(BGBI. I S. 3634), zuletzt geändert durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 
2023 (BGBI. 2023 I Nr. 394)“ 

Der Hinweis wird berücksichtigt. 

Die Rechtsgrundlage wird angepasst. 

Redaktionelle Änderung der Planzeich-
nung. 

  Die Maßstabsangaben in den Originalplä-
nen gilt es zu überprüfen. 

Die Maßstabsangaben wurden geprüft und 
sind korrekt dargestellt. 

Keine Änderung. 

  Hinweise zum Begründungstext 

Die Darstellung der Fläche für Landwirt-
schaft in einem Flächennutzungsplan ist in 
§ 5 Abs. 2 Nr. 9 a) BauGB geregelt und 
nicht, wie in der beiliegenden Begründung 
(Seite 12 – Änderungsfläche 1, Seite 4 – 
Änderungsfläche 3 und 4), im § 5 Abs. 2 Nr. 
9 b) BauGB. 

Selbiges gilt für die rechtliche Angabe auf 
Seite 25 (5.2.3 „Änderungsfläche 3“, Absatz 
5). 

 

Der Hinweis wird berücksichtigt. 

Der Rechtsbezug wird korrigiert. 

Redaktionelle Änderung der Begrün-
dung. 

  Die Rechtsgrundlagen sind zu überarbeiten 
(Seite 34, 92). Das Baugesetzbuch ist wie 
folgt zu zitieren: 

„Baugesetzbuch in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 3. November 2017 
(BGBI. I S. 3634), zuletzt geändert durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 
2023 (BGBI. 2023 I Nr. 394)“ 

Der Hinweis wird berücksichtigt. 

Die Rechtsgrundlage wird angepasst. 

Redaktionelle Änderung der Begrün-
dung. 

  Der rechtliche Bezug (Seite 21, „Ziele und 
Zwecke der Planung“, Absatz 6) zum Bau-
gesetzbuch hinsichtlich der Genehmigung 
der höheren Verwaltungsbehörde (§ 10 Ab-
satz 2 BauGB) sollte ergänzt werden. 

Der rechltiche Bezug (Seite 38, „Erforder-
nis“ Absatz 2) zum Baugesetzbuch hinsicht-
lich der Genehmigung der höheren Verwal-
tungsbehörde (§ 10 Absatz 2 BauGB) sollte 
ergänzt werden.  

Der Hinweis wird berücksichtigt. 

Der Rechtsbezug wird ergänzt. 

Redaktionelle Änderung der Begrün-
dung. 

3.2 FB Landwirt-
schaft, Natur- 
und verbrau-
cherschutz 

Hinweise des FD Landwirtschaft 
 
Der Entwurf zum Flächennutzungsplan Teil-
bereich Nr. 84 „Solarpark Wallfeld“ enthält 
ausschließlich Flächen, die im 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
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Nr. Behörde, 
Träger öf-
fentl. Be-
lange 

Hinweise, 
Anregungen, 
Einwendungen 

Erwiderung 
Abwägung/Beschlussempfehlung 

landwirtschaftlichen Feldblockkataster als 
Ackerland registriert sind. Nach derzeitigem 
Kenntnisstand müssen die Flächen, welche 
als Solarpark genutzt werden, aus dem 
landwirtschafltichen Feldblockkataster ent-
fernt werden und stehen somit der förderfä-
higen Primärproduktion nicht mehr zur Ver-
fügung. Eventuell bestehende langfristige 
Nutzungsverträge mit landwirtschaftlichen 
Unternehmen sollten berücksichtigt werden. 
Nach derzeitiger Rechtsauffassung änder 
sich nach Ablauf der Nutzungsdauer die 
Hauptbodennutzung von Ackernutzung zu 
Grünland, da mehr als 5 Jahre kein Um-
bruch stattfand und eine etablierte Gras-
narbe vorherrscht. Ein möglicher (Ver-
kaufs)wert oder eine entsprechende Pacht 
wäre aus heutiger Sicht deutlich geringer. 
 
Ein Verlust an Flächen zur Primärproduk-
tion von ca. 21 ha sollte von der Gemeinde 
hinsichtlich der regionalen Ernährungssi-
cherheit im Interesse der Bürger sorgfältig 
diskutiert werden. 
 
Der Entwurf zum Flächennutzungsplan Teil-
bereich Nr. 86 „Solarpark südlich Kremme-
ner Sandberge" enthält ausschließlich Flä-
chen, die im landwirtschaftlichen Feldblock-
kataster als Ackerland registriert sind. Nach 
derzeitigem Kenntnisstand müssen die Flä-
chen, welche als Solarpark genutzt werden, 
aus dem landwirtschaftlichen Feldblockka-
taster entfernt werden und stehen somit der 
förderfähigen Primärproduktion nicht mehr 
zur Verfügung. Eventuell bestehende lang-
fristige Nutzungsverträge mit landwirtschaft-
lichen Unternehmen sollten berücksichtigt 
werden. Nach derzeitiger Rechtsauffassung 
ändert sich nach Ablauf der Nutzungsdauer 
die Hauptbodennutzung von Ackerland zu 
Grünland, da mehr als 5 Jahre kein Um-
bruch stattfand und eine etablierte Gras-
narbe vorherrscht. Ein möglicher   
(Verkaufs)wert oder eine entsprechende 
Pacht wäre aus heutiger Sicht deutlich ge-
ringer.  
 
Ein Verlust an Flächen zur Primärproduk-
tion von ca. 30 ha sollte von der Gemeinde   
hinsichtlich der regionalen Ernährungssi-
cherung im Interesse der Bürger sorgfältig   
diskutiert werden. 
 
Der Entwurf zum Flächennutzungsplan Teil-
bereich Nr. 87 "Solarpark Hufen zum Mittel-
felde" enthält ausschließlich Flächen, die im 
landwirtschaftlichen Feldblockkataster als 

Im Begründungstext sind die Hinweise in für 
alle Änderungsflächen zudammengefasster 
Form bereits in Kapitel 6.1 enthalten. 

Keine Änderung. 
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Nr. Behörde, 
Träger öf-
fentl. Be-
lange 

Hinweise, 
Anregungen, 
Einwendungen 

Erwiderung 
Abwägung/Beschlussempfehlung 

Ackerland registriert sind. Nach derzeitigem 
Kenntnisstand müssen die Flächen, welche 
als Solarpark genutzt werden, aus dem 
landwirtschaftlichen Feldblockkataster ent-
fernt werden und stehen somit der förderfä-
higen Primärproduktion nicht mehr zur Ver-
fügung. Eventuell bestehende langfristige 
Nutzungsverträge mit landwirtschaftlichen 
Unternehmen sollten berücksichtigt werden. 
Nach derzeitiger Rechtsauffassung ändert 
sich nach Ablauf der Nutzungsdauer die 
Hauptbodennutzung von Ackerland zu 
Grünland, da mehr als 5 Jahre kein Um-
bruch stattfand und eine etablierte Gras-
narbe vorherrscht. Ein möglicher (Ver-
kaufs)wert oder eine entsprechende Pacht 
wäre aus heutiger Sicht deutlich geringer. 
Ein Verlust an Flächen zur Primärproduk-
tion von ca. 58 ha sollte von der Gemeinde   
hinsichtlich der regionalen Ernährungssi-
cherung im Interesse der Bürger sorgfältig   
diskutiert werden. 
 
Weitere Hinweise und Anmerkungen erge-
ben sich nicht. 

  Hinweise des Jagd- und Fischereiwesens 
 
Fischereirechtliche Belange sind durch das 
Vorhaben nicht betroffen. 
 
Die Vorhaben haben Auswirkungen auf die 
bejagbaren Flächen und führen in der Folge   
zum Wegfall bejagbarer Flächen, daher 
sind die betroffenen Jagdgenossenschaften 
und Inhaber der Eigenjagdbezirke zu beteili-
gen. Solarparks sind vollkommen einge-
zäunte Betriebsgelände, jagdrechtlich be-
friedete Flächen, und nehmen dem Jagd-
recht unterliegenden Wildtieren, die den 
Zaun nicht passieren können, Lebensraum 
und Äsungsflächen. Die Nutzung von Dach-
flächen in den Siedlungen kann hier eine Al-
ternative darstellen. Zudem zwingt man 
diese Wildtiere andere Wechsel zu be-
schreiten, was ggf. zu mehr Unfallwild auf 
nahen Verkehrswegen führen könnte. Die 
Anlage eines ,,Migrationskorridors" für 
Großsäuger ist hier nur ein kleiner Aus-
gleich für den Wegfall und die Zerschnei-
dung von Lebensraum. 

Der Hinweis wird berücksichtigt. 

Die Auswirkungen auf die bejagbaren Flä-
chen werden in der Begründung aufgeführt. 

Redaktionelle Ergänzung der Begrün-
dung. 

3.3 FB Umwelt 
und Kreis-
laufwirtschaft 

Hinweise des FD Wasserwirtschaft 
 
Die Stellungnahme des FD Wasserwirt-
schaft vom 19.09,2023 zu Reg.-Nr. 1/40/23 
El behält ihre Gültigkeit. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 

Keine Änderung. 
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Erwiderung 
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  Hinweise des FD Umweltschutz und Abfall-
beseitigung 
 
Bodenschutz/Altlasten, untere Abfallwirt-
schaftsbehörde 
 
Der oben genannte Flächenbereich wird 
nicht im Altlastenkataster des Landkreises   
Oberhavel als Altlast oder Altlastenver-
dachtsfläche geführt. Aus bodenschutz-
rechtlicher Sicht bestehen daher derzeit 
keine Bedenken. 
Allgemein gilt: Treten bei den Erdarbeiten 
ungewöhnliche Verfärbungen oder Ge-
rüchte auf, ist die weitere Vorgehensweise 
umgehend mit der unteren Bodenschutzbe-
hörde abzustimmen. 
 
Es ist sicherzustellen, dass sämtliche Arbei-
ten derart ausgeführt werden, dass keine   
schadhaften Bodenveränderungen hervor-
gerufen werden. Die Sicherstellung ist ggf. 
durch geeignete Vorsorgemaßnahmen zu 
gewährleisten (z.B. nach DIN 1963912019-
09). 
 
Die ordnungsgemäße Deklaration minerali-
scher Abfälle (Boden, Baggergut, Bauschutt 
und Gleisschotter) ist gemäß Erlass des Mi-
nisteriums für Landwirtschaft, Umwelt und   
Klimaschutz des Landes Brandenburg zur 
Neufassung der „Vollzugshinweise zur   
Zuordnung von Abfällen zu den Abfallarten 
eines Spiegeleintrages in der Abfallver-
zeichnis-Verordnung" vom 01.03.2023 
durchzuführen. 
 
Für den Einbau von angeliefertem Boden-
material inner- und außerhalb der   
durchwurzelbaren Bodenschicht, ausge-
nommen in technischen Bauwerken, sind 
die Anforderungen der §§ 6 bis 8 
BBodSchV zu beachten. Die Vorsorgewerte 
der Anlage 1 BBodSchV sind einzuhalten. 
 
Für den Einbau von angelieferten, minerali-
schen Ersatzbaustoffen in technische Bau-
werke sind die Anforderungen der §§ 19 bis 
22 ErsatzbaustoffV zu beachten. Es sind 
die Materialwerke der Anlage 1 i.V.m. den 
Einsatzmöglichkeiten der Anlagen 2 und 3   
ErsatzbaustoffV einzuhalten. 
 
Rechtsgrundlage: Bundes-Bodenschutzge-
setz (BBodSchG), Neufassung der Bundes-  
Bodenschutz- und Altlastenverordnung 
(BBodSchV) und Ersatzbaustoffverordnung   

Der Hinweis wird berücksichtigt. 

Die Anforderungen des Bodenschutzes und 
der Abfallbeseitigung werden in der Begrün-
dung aufgeführt. 

Redaktionelle Ergänzung der Begrün-
dung. 
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(ErsatzbaustoffV), Abfallverzeichnisverord-
nung (AVV) und die in Brandenburg erlas-
sene Neufassung zugehöriger Vollzugshin-
weise.  
 
Die bei der Maßnahme anfallende Abfälle 
sind gemäß den Vorschriften des   
Kreislaufwirtschaftsgesetzte (KrVVG), der 
auf dieser Grundlage erlassenen Verord-
nungen und der Abfallentsorgungssatzung 
des Landkreises Oberhavel, vorrangig zu 
verwerten bzw. zu entsorgen. Fallen Abfälle 
an, die gemäß § 48 KrVVG i.V.m. der   
Abfallverzeichnisverordnung (AVV) als ge-
fährlich einzustufen sind, sind diese der 
SBB Sonderabfallentsorgungsgesellschaft 
Brandenburg/Berlin mbH, Großbeeren-
straße 231 in 14480 Potsdam anzudienen. 

  Hinweise des öffentlich- rechtlichen Entsor-
gungsträgers 
 
Die vom öffentlich-rechtlichen Entsorgungs-
träger zu vertretenden Belange werden 
durch das Vorhaben nicht berührt. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 

Keine Änderung. 

 

  Hinweise des FD Natuschutz 
 
Der FD Naturschutz hat bereits unter den 
Reg.-Nr. l/40/23F1 und unter der Reg.-Nr. 
I/09/23F1 zur 1. Und 2. Änderung des FNP 
2040 Stellung genommen. Die Stellungnah-
men behalten ihre Gültigkeit. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 

Keine Änderung. 

 

3.5 FD Mobilität 
und Verkehr 

Gegen das Vorhaben bestehen aus ver-
kehrsbehördlicher Sicht grundsätzlich keine   
Bedenken. 
 
Durch diese Stellungnahme bleibt eine auf-
grund anderer Vorschriften bestehende   
Verpflichtung zum Einholen von Genehmi-
gungen, Bewilligungen oder Anordnungen, 
insbesondere auf Grundlage der StVO, un-
berührt. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 

Keine Änderung. 

 

3.6 FB Sicherheit 
und Ordnung 

Hinweise des Fachdienstes Brand-, Bevöl-
kerungsschutz und Rettungsdienst 
 
Die Belange des Bereiches Brand-, Bevöl-
kerungsschutz und Rettungsdienst sind 
nicht betroffen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 

Keine Änderung. 

 

 Schlussbe-
merkungen 

Diese Stellungnahme entbindet nicht von 
notwendigen Abstimmungen oder Genehmi-
gungen. Für ein Erörterungsgespräch mit 
Bezug auf die o. g. Satzung steht die im 
Briefkopf genannte Sachbearbeiterin bei 
Bedarf gerne zur Verfügung. 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 

Keine Änderung. 
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4. Landesamt 
für Umwelt 
Brandenburg 

18.03.2024 

Die zum o. g. Betreff übergebenen Unterla-
gen wurden von den Fachabteilungen Na-
turschutz, Immissionsschutz und Wasser-
wirtschaft (Prüfung des Belangs Wasser-
wirtschaft hier bezogen auf die Zuständig-
keiten des Wasserwirtschaftsamtes gemäß 
BbgWG § 126, Abs. 3, Satz 3, Punkte 1-5 u. 
8) des Landesamtes für Umwelt (LfU) zur 
Kenntnis genommen und geprüft. Im Ergeb-
nis dieser Prüfung werden für die weitere 
Bearbeitung der Planungsunterlagen sowie 
deren Umsetzung beiliegende Stellungnah-
men der Fachabteilungen Immissionsschutz 
und Wasserwirtschaft übergeben. Eine Stel-
lungnahme aus dem Fachbereich Natur-
schutz kann aus Kapazitätsgründen nicht 
erfolgen. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen und wie folgt in die Abwägung 
einbezogen: 

 

4.1 Immissions-
schutz 

 

Sonstige fachliche Informationen oder 
rechtserhebliche Hinweise aus der eigenen 
Zuständigkeit zu dem o. g. Plan, gegliedert 
nach Sachkomplexen, jeweils mit Begrün-
dung und ggf. Rechtsgrundlage 

 

  Sachstand 

Antragsgegenstand ist die erste und zweite 
Änderung des FNP der Stadt Kremmen. Die 
Änderungen sind im Zuge der Aufstellung 
der Bebauungspläne Nr. 84 „Solarpark 
Wallfeld“ im Ortsteil der Beetz, Nr. 85 „So-
larpark und Erweiterung Gewerbegebiet O-
rion“ im Ortsteil Kremmen, Nr. 86 „Solarpark 
südlich Kremmener Sandberge“ im Ortsteil 
Kremmen und Nr. 87 „Solarpark Hufen zum 
Mittelfelde“ im Ortsteil Groß-Ziethen erfor-
derlich. 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 

Keine Änderung. 

 

  Rechtsgrundlagen  

Gemäß § 50 Satz 1 Bundes-Immissions-
schutzgesetz (BImSchG) sind bei raumbe-
deutsamen Planungen und Maßnahmen die 
für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen 
Flächen einander so zuzuordnen, dass 
schädliche Umwelteinwirkungen so weit wie 
möglich vermieden werden. Mögliche 
schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne 
des BImSchG können Lärm, Staub, Gerü-
che, Luftschadstoffe, elektromagnetische 
Felder, Licht etc. darstellen. Hinsichtlich des 
Lärms maßgeblich sind die Orientierungs-
werte des Beiblatts 1 der DIN 18005, Teil 1, 
bei einwirkendem Anlagenlärm die Richt-
werte der Nr. 6.1 der TA Lärm3. Bei der Er-
richtung baulicher Anlagen entstehender 
Lärm ist entsprechend der Vorgaben der 
AVV Baulärm4 zu beurteilen, die Bewertung 
von Staubbeeinträchtigungen, Gerüchen 

 

 

Der Hinweis wird berücksichtigt. 

Er entspricht inhaltlich der Formulierung im 
Entwurf, welche jedoch aus Gründen der 
Klarheit umformuliert wird. 

Redaktionelle Änderung im Umweltbe-
richt. 
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und einwirkenden Luftschadstoffen erfolgt 
anhand der TA Luft5. Mögliche Beeinträchti-
gungen durch Lichtimmissionen werden an-
hand der Lichtleitlinie6 ermittelt, mögliche 
Erschütterungseinwirkungen anhand der Er-
schütterungsleitlinie7 Hinsichtlich der elekt-
romagnetischen Felder und deren Störwir-
kung liegt die Zuständigkeit beim Landes-
amt für Arbeitsschutz, Verbraucherschutz 
und Gesundheit (LAVG). 

  Der nachfolgende Teil der Stellungnahme 
bezieht sich auf die jeweilige konkrete Än-
derungsfläche. 

 

  Änderungsfläche 1: „Solarpark Wallfeld“ 
im Ortsteil Beetz 

Planumfeld und Änderungsbereich 

Das Änderungsgebiet liegt im Osten der 
Ortslage Niemegk Der Änderungsbereich 
wird im Norden durch bestehende Wohnbe-
bauung sowie die Straße Kugelfangweg be-
grenzt. Im Anschluss an die Straße befindet 
sich das Waldstadion Niemegk inklusive 
Nebenplätzen. Im Osten begrenzen Wald-
flächen, im Süden und Westen Grünflächen 
und Flächen für die Landwirtschaft, im Sü-
den und Westen Wohnbauflächen, Grünflä-
chen und Flächen für die Landwirtschaft 
den Bereich. Geplant ist die Ausweisung als 
Sonderbaufläche mit der Zweckbestimmung 
Photovoltaik, bisher wird der Bereich als 
Fläche für die Landwirtschaft gekennzeich-
net und auch entsprechend genutzt. 

Der Planungsgrundsatz des § 50 BImSchG 
wird erfüllt. 

Schutzanspruch 

Der Schutzanspruch gemäß Beiblatt 1 zur 
DIN 18005, Teil1 entfällt für den Änderungs-
bereich, da sich in ihm kein Immissionsort 
im Sinne des BImSchG befindet und auch 
anderweitig eine Schutzwürdigkeit nicht zu 
erkennen ist. 

Immissionssituation 

Vom Änderungsbereich gehen bei üblicher 
Nutzung Emissionen in Form von Schall 
und Lichtemissionen (Blendwirkung) aus, 
die grundsätzlich geeignet wären, in an-
grenzenden schutzwürdigen Gebieten zu 
Überschreitungen von Grenz-, Richt- oder 
Orientierungswerten zu führen. Die konkre-
ten örtlichen Verhältnisse führen jedoch 
dazu, dass unzulässige Immissionen auf 

 

 

 

Der Hinweis bezieht sich auf ein anderes 
Vorhaben. 

Keine Änderung. 
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schutzwürdige Gebiete ausgeschlossen 
werden können. 

Jedoch ist eine Blendwirkung auf die nörd-
lich des Plangebiets gelegene Straße sowie 
die südlich verlaufende Bahnstrecke nicht 
auszuschließen und sollte in nachfolgenden 
Verfahren der Bauleitplanung betrachtet 
werden. 

Auf das Plangebiet wirken mangels Schutz-
status keine unzulässigen Immissionen ein. 
In einem relevanten Abstand zum Plange-
biet befinden sich keine mir bekannten An-
lagen, welche der 12. BImSchV8 unterlie-
gen. Weitergehende Angaben zum Thema 
Störfall erübrigen sich somit. 

  Änderungsfläche 2 Solarpark und Erwei-
terung Gewerbegebiet Orion“ im Ortsteil 
Kremmen 

Planumfeld und Änderungsbereich 

Teilfläche 2 wird im derzeitigen FNP als ge-
werbliche Baufläche ausgewiesen und be-
findet sich südwestlich der Ortslage Krem-
men innerhalb des Gewerbegebiets Orion in 
dessen westlichen Bereich. Im Nordosten 
und osten grenzen gewerbliche Bauflächen 
an, im Süden begrenzt die Neuruppiner 
Straße mit angrenzenden Waldflächen den 
Bereich. In allen übrigen Teilen grenzen 
Flächen für die Landwirtschaft an. 

Die Änderungsfläche soll zukünftig als Son-
derbauflächen mit der Zweckbestimmung 
Photovoltaik ausgewiesen werden. 

Der Planungsgrundsatz des § 50 BImSchG 
wird erfüllt. 

Schutzanspruch 

Der Schutzanspruch gemäß Beiblatt 1 zur 
DIN 18005, Teil1 entfällt für den Änderungs-
bereich, da sich in ihm kein Immissionsort 
im Sinne des BImSchG befindet und auch 
anderweitig eine Schutzwürdigkeit nicht zu 
erkennen ist. 

Immissionssituation 

Vom Änderungsbereich gehen bei üblicher 
Nutzung Emissionen in Form von Schall 
und Lichtemissionen (Blendwirkung) aus, 
die grundsätzlich geeignet wären, in an-
grenzenden schutzwürdigen Gebieten zu 
Überschreitungen von Grenz-, Richt- oder 
Orientierungswerten zu führen. Die konkre-
ten örtlichen Verhältnisse führen jedoch 
dazu, dass unzulässige Immissionen auf 

 

 

 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 

Er enztspricht den Darstellungen im Entwurf 
zur Änderung des Flächennutzungsplans. 

Keine Änderung. 
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schutzwürdige Gebiete ausgeschlossen 
werden können. 

Jedoch ist eine Blendwirkung auf die süd-
lich des Plangebiets gelegene Neuruppiner 
Straße nicht auszuschließen und sollte in 
nachfolgenden Verfahren der Bauleitpla-
nung betrachtet werden. 

Auf das Plangebiet wirken mangels Schutz-
status keine unzulässigen Immissionen ein. 

In einem relevanten Abstand zum Plange-
biet befinden sich keine mir bekannten An-
lagen, welche der 12. BImSchV9 unterlie-
gen. Weitergehende Angaben zum Thema 
Störfall erübrigen sich somit. 

  Änderungsfläche 3 „Solarpark südlich 
Kremmener Sandberge“ im Ortsteil 
Kremmen 

Planumfeld und Änderungsbereich 

Die Änderungsfläche befindet sich südlich 
von Kremmen, vom Gewebegebiet Orion 
durch ein Waldgebiet getrennt. Diese Ände-
rungsfläche wird im bisherigen FNP als Flä-
che für die Landwirtschaft gekennzeichnet 
und auch entsprechend genutzt. Den Ände-
rungsbereich begrenzen im Norden Wald-
flächen, in allen übrigen Bereichen Flächen 
für die Landwirtschaft. Die östliche Begren-
zung des Änderungsbereichs bildet darüber 
hinaus der Kremmener Weg. Die nächstge-
legenen schutzwürdigen Bebauungen befin-
det sich in einer Entfernung von rund 260 m 
mit den Flächen des Gewerbegebiets Orion 
nordwestlich des Änderungsbereichs bzw. 
mit ca. 200 m Entfernung mit dem Friedhof 
Kremmen. Die Änderungsfläche soll zukünf-
tig als Sonderbauflächen mit der Zweckbe-
stimmung Photovoltaik ausgewiesen wer-
den. 

Der Planungsgrundsatz des § 50 BImSchG 
wird erfüllt. 

Schutzanspruch 

Der Schutzanspruch gemäß Beiblatt 1 zur 
DIN 18005, Teil1 entfällt für den Änderungs-
bereich, da sich in ihm kein Immissionsort 
im Sinne des BImSchG befindet und auch 
anderweitig eine Schutzwürdigkeit nicht zu 
erkennen ist. 

Immissionssituation 

Vom Änderungsbereich gehen bei üblicher 
Nutzung Emissionen in Form von Schall 
und Lichtemissionen (Blendwirkung) aus, 

 

 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 

Er enztspricht den Darstellungen im Entwurf 
zur Änderung des Flächennutzungsplans. 

Keine Änderung. 
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die grundsätzlich geeignet wären, in an-
grenzenden schutzwürdigen Gebieten zu 
Überschreitungen von Grenz-, Richt- oder 
Orientierungswerten zu führen. Die konkre-
ten örtlichen Verhältnisse führen jedoch 
dazu, dass unzulässige Immissionen auf 
schutzwürdige Gebiete ausgeschlossen 
werden können.  

Jedoch kann eine Blendwirkung auf die Nut-
zer des Kremmener Wegs nicht ausge-
schlossen werden und ist in nachfolgenden 
Verfahren der Bauleitplanung näher zu be-
trachten. Auf das Plangebiet wirken man-
gels Schutzstatus keine unzulässigen Im-
missionen ein. In einem relevanten Abstand 
zum Plangebiet befinden sich keine mir be-
kannten Anlagen, welche der 12. BIm-
SchV10 unterliegen. Weitergehende Anga-
ben zum Thema Störfall erübrigen sich so-
mit. 

  Änderungsfläche 4 „Solarpark Hufen 
zum Mittelfelde“ im Ortsteil Groß-Ziethen 

Planumfeld und Änderungsbereich 

Die Änderungsfläche 4 schließt unmittelbar 
an die Änderungsfläche 3 an, befindet sich 
somit südlich der Ortslage Kremmen und 
nördlich der Ortslage Groß Ziethen. Die be-
troffene Fläche wird derzeit als Fläche für 
die Landwirtschaft ausgewiesen und auch 
entsprechend genutzt. Zukünftig soll der 
Bereich als Sonderbaufläche mit der 
Zweckbestimmung Photovoltaik ausgewie-
sen werden. Im Norden grenzt die Ände-
rungsfläche 3 an, daran anschließend befin-
den sich Waldflächen. In allen anderen Be-
reichen grenzen Flächen für die Landwirt-
schaft an. Im Osten begrenzt darüber hin-
aus der Kremmener Weg den Änderungs-
bereich. Der Abstand zu den nächstgelege-
nen schutzwürdigen Bebauungen beträgt 
ca. 220 m zu den nordöstlich des Ände-
rungsbereichs gelegenen Gebäuden der 
Kremmen Agrar GmbH & Co. KG sowie ca. 
300 m zur südlich gelegenen Ortslage Groß 
Ziethen. 

Der Planungsgrundsatz des § 50 BImSchG 
wird erfüllt. 

Schutzanspruch 

Der Schutzanspruch gemäß Beiblatt 1 zur 
DIN 18005, Teil1 entfällt für den Änderungs-
bereich, da sich in ihm kein Immissionsort 
im Sinne des BImSchG befindet und auch 

 

 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 

Er enztspricht den Darstellungen im Entwurf 
zur Änderung des Flächennutzungsplans. 

Keine Änderung. 
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anderweitig eine Schutzwürdigkeit nicht zu 
erkennen ist. 

Immissionssituation  

Vom Änderungsbereich gehen bei üblicher 
Nutzung Emissionen in Form von Schall 
und Lichtemissionen (Blendwirkung) aus, 
die grundsätzlich geeignet wären, in an-
grenzenden schutzwürdigen Gebieten zu 
Überschreitungen von Grenz-, Richt- oder 
Orientierungswerten zu führen. Die konkre-
ten örtlichen Verhältnisse führen jedoch 
dazu, dass unzulässige Immissionen auf 
schutzwürdige Gebiete ausgeschlossen 
werden können. Jedoch ist eine Blendwir-
kung auf den östlich des Änderungsbe-
reichs verlaufenden Kremmener Weg nicht 
auszuschließen und sollte in nachfolgenden 
Verfahren der Bauleitplanung betrachtet 
werden. Auf das Plangebiet wirken mangels 
Schutzstatus keine unzulässigen Immissio-
nen ein. In einem relevanten Abstand zum 
Plangebiet befinden sich keine mir bekann-
ten Anlagen, welche der 12. BImSchV11 
unterliegen. Weitergehende Angaben zum 
Thema Störfall erübrigen sich somit. 

Umweltbericht  

Hinsichtlich der Belange des Immissions-
schutzes maßgeblich sind die Schutzgüter 
Mensch / menschliche Gesundheit, Klima 
und Luft. Den entsprechenden Ausführun-
gen zu den einzelnen Schutzgütern kann 
zugestimmt werden. 

  Fazit 

Der 1. Und 2. Änderung es FNP 2040 kann 
hinsichtlich der hier zu vertretenden Be-
lange des Immissionsschutzes unter Be-
rücksichtigung der Aussagen unter den 
Punkten „Immissionssituation“ zugestimmt 
werden.  

Die vorliegende Stellungnahme verliert mit 
der wesentlichen Änderung der Beurtei-
lungsgrundlagen ihre Gültigkeit. Das Ergeb-
nis der Abwägung durch die Kommune ist 
entsprechend § 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB mit-
zuteilen. Weiterhin wird um eine Anzeige 
zum Inkrafttreten des Planes bzw. die Ertei-
lung der Genehmigung gebeten. 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 

Keine Änderung. 

 

 

Das LfU erhält nach Abschluss des Plan-
verfahrens die in Kraft getretene Sat-
zung in digitaler Fassung. 

4.2 Wasserwirt-
schaft 

Sonstige fachliche Informationen oder 
rechtserhebliche Hinweise aus der eigenen 
Zuständigkeit zu dem o. g. Plan, gegliedert 
nach Sachkomplexen, jeweils mit Begrün-
dung und ggf. Rechtsgrundlage 
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Nr. Behörde, 
Träger öf-
fentl. Be-
lange 

Hinweise, 
Anregungen, 
Einwendungen 

Erwiderung 
Abwägung/Beschlussempfehlung 

  Grundsätzliche Hinweise zu den wasser-
wirtschaftlichen Belangen 
 
Die wasserwirtschaftlichen Belange sind in 
den Änderungsflächen 1 und 2 und 4 bis 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht berührt. 
Der sich in der Änderungsfläche 3 befin-
dende Flatower Feldgraben ist ein Gewäs-
ser II. Ordnung. Die Pflicht der Unterhaltung 
obliegt nach § 79 Abs. 1 Nr. 2 BbgWG den 
Unterhaltungsverbänden. Der zuständige 
Unterhaltungsverband sollte beteiligt wer-
den. Das Plangebiet schließt Gewässer-
randstreifen ein. Das WHG enthält mit dem 
§ 38 eine Vorschrift zum Schutz von Ge-
wässerrandstreifen. Die Vorschrift regelt die 
Zweckbestimmung von Gewässerrandstrei-
fen (Absatz 1), die räumliche Ausdehnung 
(Absätze 2 und 3) und die in den Gewässer-
randstreifen geltenden Verbote (Absätze 4 
und 5). 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 

Die Gewässerunterhaltungsbehörden wur-
den beteiligt. 

Keine Änderung. 

 

  Anforderungen der EU-WRRL - Planungs-
grundlagen / EU-Berichterstattung 
(Rechtsgrundlage: siehe insbesondere 
BbgWG § 126 (3), Satz 3, Punkte 1, 2, 4) 
Hinweise im Hinblick auf Anforderungen der 
EU-Wasserrahmenrichtlinie 
(Richtlinie 2000/60/EG) 
 
Mit dem Flatower Feldgraben (EU-Kennung 
DERW_DEBB588562_970) befindet sich 
ein nach EUWasserrahmenrichtlinie 
(WRRL) berichtspflichtiges oberirdisches 
Gewässer im Plangebiet. 
Eine Relevanz der planerischen Festlegun-
gen im Hinblick auf die Anforderungen der 
WRRL ist damit 
grundsätzlich möglich und sollte in dem 
Verfahren geprüft werden. 
 
Rechtsgrundlagen und das Plangebiet be-
treffende EU-Berichterstattung 
Die Umweltziele der EU-
Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) wurden in 
das WHG als Bewirtschaftungsziele für die 
Gewässer übernommen. Um diese Bewirt-
schaftungsziele zu erreichen, wurden - als 
Instrumente zur Umsetzung der WRRL - 
Maßnahmenprogramme nach § 82 WHG 
und Bewirtschaftungspläne nach § 83 WHG 
aufgestellt. Im Internet können die das Plan-
gebiet betreffenden aktuellen Unterlagen 
der EU-Berichterstattung (Zeitraum 2022-
2027) für den deutschen Teil der Flussge-
bietseinheit Elbe unter folgendem Link ein-
gesehen werden: 

Der Hinweis wird berücksichtigt. 

Er entspricht inhaltlich der Formulierung im 
Entwurf, welche jedoch aus Gründen der 
Klarheit umformuliert wird. 

Redaktionelle Änderung im Umweltbe-
richt. 
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https://mluk.branden-
burg.de/mluk/de/start/umwelt/wasser/gewa-
esserschutz-undentwicklung/ 
bewirtschaftungsplaene-und-massnahmen-
programme/ 
 
Allgemein verfügbare Daten- und Planungs-
grundlagen des LfU für das Plangebiet 
 
Zur Untersetzung dieser Maßnahmenpro-
gramme werden im Land Brandenburg für 
oberirdische Gewässer Gewässerentwick-
lungskonzepte (GEK) erstellt. Das Plange-
biet liegt in dem GEK „Rhin 3 und Kremme-
ner Rhin bis Havel“. 
Dieses GEK liegt vor und der Endbericht 
kann unter https://www.wasserblick.net/ser-
vlet/is/87936/ (Regionalbereich West) nach-
gelesen werden. 
 
Wasserkörperspezifische Informationen 
können dem Kartendienst des Landes ent-
nommen werden www.apw.brandenburg.de 
(Themen - Wasserrahmenrichtlinie). 
Beigefügt ist in der Anlage der Steckbrief für 
den Wasserkörper Flatower Feldgraben-
970. 
 
Anforderungen an planerische Festlegun-
gen 
 
Bei den planerischen Festlegungen, die 
Auswirkungen auf die Erreichung der Be-
wirtschaftungsziele des genannten Wasser-
körpers haben können, sind das Ver-
schlechterungsverbot und das Zielerrei-
chungsgebot nach WHG § 27 zu beachten. 
Aufgrund des Zielerreichungsgebotes dür-
fen die planerischen Festlegungen auch der 
Umsetzung künftiger Maßnahmen zur Errei-
chung der Bewirtschaftungsziele nicht ent-
gegenstehen. 
In der Änderungsfläche 3 sind entlang des 
Flatower Feldgrabens Grünstreifen zur Ent-
wicklung eines Gewässerrandstreifens vor-
gesehen. Im Gewässerentwicklungskonzept 
(GEK) sind Initialpflanzungen für den stand-
ortheimischen Gehölzsaum sowie eine An-
passung der Gewässerunterhaltung vorge-
sehen. Der vorgesehene Gewässerrand-
streifen ist grundsätzlich zur Umsetzung 
dieser Maßnahmen geeignet.  
Diese Aussage widerspricht der Prognose 
zur Entwicklung des Umweltzustandes im 
Umweltbericht (S.61 f), wo von „Unterhal-
tungsstreifen mit einer Wiesenentwicklung“ 
gesprochen wird. Es ist eindeutig festzule-
gen, dass der Gewässerrandstreifen zur 

 

 

 

 

 

Der Hinweis wird berücksichtigt. 

Er entspricht inhaltlich der Formulierung im 
Entwurf, welche jedoch aus Gründen der 
Klarheit umformuliert wird. 

Redaktionelle Änderung im Umweltbe-
richt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Hinweis wird berücksichtigt. 

Die Entwicklungen werden im Umweltbe-
richt entsprechend angepasst. Eine Ände-
rung der Darstellungen im Flächennut-
zungsplan ist nicht erforderlich. Die kon-
krete Entwicklung wird auf der Ebene des 
Bebauungsplans festgelegt. 

Redaktionelle Änderung im Umweltbe-
richt. 
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Erwiderung 
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Erhaltung und Verbesserung der ökologi-
schen Gewässerfunktionen entsprechend § 
38 WHG Abs. 1 zu entwickeln ist. Entspre-
chend der Konkretisierung dieses Bewirt-
schaftungsziels im GEK sind in diesem Be-
reich die Anpflanzung eines standortgerech-
ten Gehölzsaums vorzusehen. 

5. LBV – Lan-
desamt für 
Bauen und 
Verkehr 

15.02.2024 

Den eingereichten Vorgang habe ich in der 
Zuständigkeit als Verkehrsoberbehörde des 
Landes Brandenburg gemäß „Zuständig-
keitsregelung hinsichtlich der Beteiligung 
der Verkehrsbehörden und der Straßenbau-
verwaltung als Träger öffentlicher Belange 
in Planverfahren“ Erlass des Ministeriums 
für Infrastruktur und Landesplanung vom 
17.06.2015 (Amtsblatt für Brandenburg Nr. 
27 vom 15.07.2015) geprüft. 
 
Gegen die vorliegende 1. und 2. Änderung 
des Flächennutzungsplans 2040 der 
Stadt Kremmen bestehen im Hinblick auf 
die zum Zuständigkeitsbereich des 
Landesamtes für Bauen und Verkehr gehö-
renden Verkehrsbereiche 
Eisenbahn/Schienenpersonennahverkehr, 
Binnenschifffahrt, übriger ÖPNV und 
Luftfahrt keine Bedenken. 
Schiffbare Landesgewässer werden nicht 
berührt. 
 
Eine Beurteilung des Entwurfs hinsichtlich 
der Betroffenheit straßenbaulicher und 
straßenplanerischer Belange liegt in der Zu-
ständigkeit des jeweiligen Straßenbaulast-
trägers. 
 
Durch die verkehrsplanerische Stellung-
nahme bleibt die aufgrund anderer Vor-
schriften bestehende Verpflichtung zum 
Einholen von Genehmigungen, Bewilligun-
gen oder Zustimmungen unberührt. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

Keine Änderung. 

 

6.1 Landesbe-
trieb Stra-
ßenwesen 

19.02.2024 

Der 1. Geltungsbereich (B-Plan 84) liegt 
westlich der L 19, Abschnitt 020, der 2. Gel-
tungsbereich (B-Plan 85) liegt an der L 162, 
Abschnitt 010 und der 3. Geltungsbereich 
(B-Plan 86) liegt südlich der L 170, Ab-
schnitt 060. Der Landesbetrieb Straßenwe-
sen ist für alle Geltungsbereiche zuständig 
und nimmt wie folgt Stellung: 
 

- Der LS ist vom 1. Geltungsbereich 
nicht betroffen. 

- Der LS ist vom 2. Geltungsbereich 
betroffen und stimmt der Änderung 
zu. Es ist zu beachten, dass die 
Erschließung rückwertig zu erfol-
gen hat. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

Die jeweils geforderte rückwärtige Erschlie-
ßung wird in der Begründung bereits darge-
stellt und in den parallelen Bebauungsplan-
verfahren entsprechend festgesetzt. 

Keine Änderung. 
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- Der LS ist vom 3. Geltungsbereich 
betroffen und stimmt der Änderung 
zu. Es ist zu beachten, dass die 
Erschließung rückwertig zu erfol-
gen hat. 

- Der LS ist vom 4. Geltungsbereich 
betroffen und stimmt der Änderung 
zu. Es ist zu beachten, dass die 
Erschließung rückwertig zu erfol-
gen hat. 

7 Landesamt 
für Ländliche 
Entwicklung, 
landwirt-
schaft und 
Flurneuord-
nung 

21.02.2024 

Der Entwurf der 1. und 2. Änderung des 
Flächennutzungsplan 2040 der Stadt Krem-
men berühren derzeit kein Bodenordnungs-
verfahrensgebiet. 
 
Somit bestehen keine Einwände des Lan-
desamtes für Ländliche Entwicklung, Land-
wirtschaft und Flurneuordnung (Referat B2 
– Bodenordnung) zum vorgenannten Vorha-
ben. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

Keine Änderung. 

 

8.1 Landesamt 
für Denkmal-
pflege, Dez. 
Bodendenk-
malpflege 

18.01.2024 

In Wahrnehmung der Aufgaben und Befug-
nisse der Fachbehörde für Bodendenkmale 
nehmen wir als Träger öffentlicher Belange 
(§ 17BbgDSchG) wie folgt zu o.g. Planung 
Stellung: 
 
In den Unterlagen zur o.g. Planung sind die 
zu beachtenden bodendenkmalpflegeri-
schen Belange korrekt dargestellt. Die Pla-
nung ist damit aus unserer Sicht genehmi-
gungsfähig. 
 
Hinweis: 
Da bei dem Vorhaben auch Belange der 
Baudenkmalpflege berührt sein können, er-
halten Sie aus unserem Hause ggf. eine 
weitere Stellungnahme. 

Der Hinweis wird berücksichtigt. 

Keine Änderung. 

 

10.  Landesamt 
für Bergbau, 
Geologie und 
Rohstoffe 

25.01.2024 

Keine Betroffenheit durch die vorgesehene 
Planung.  

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 

Keine Änderung. 

 

12 EBA Eisen-
bahn-Bun-
desamt, Au-
ßenstelle 
Berlin 

07.02.2024 

Nach Prüfung der vorgelegten Unterlagen 
zur 1. und 2. Änderung des Flächennut-
zungsplans 2040 der Stadt Kremmen be-
steht nunmehr eine Betroffenheit. Die Ände-
rungsfläche 1 liegt benachbart zur Eisen-
bahnstrecke 6504 (Kremmen-Wittstock 
Dosse) circa am Bahn-km 9,5 bis 10. Die 
Ausweisung der Fläche als „Sonstiges Son-
dergebiet“ beinhaltet unter anderem die 
Möglichkeit Photovoltaikanlagen zu errich-
ten. 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 

Die Deutsche Bahn AG ist im Zuge der Auf-
stellung des Flächennutzungsplanes und 
des Bebauungsplanes beteiligt worden. 

Die 1. Änderung des Flächennutzungsplans 
stellt entlang der Bahnlinie eine Grünfläche 
dar. Diese Nutzung steht nicht im Wider-
spruch zu den formulierten Anforderungen 
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Zur Gewährleistung eines sicheren und un-
gehinderten Eisenbahnbetriebes ist der si-
cherheitsrelevante Bereich an Bahnanlagen 
von Bebauung und Vegetation freizuhalten. 
Ich möchte darauf hinweisen, dass es der 
Eisenbahninfrastrukturbetreiberin obliegt zu 
prüfen, ob bzw. inwieweit die Belange des 
Eisenbahnbetriebs, einschließlich der In-
standhaltung der Bahnanlagen, mit dem in 
Rede stehenden Plan kollidiert. Die DB In-
fraGO AG ist als Träger öffentlicher Be-
lange (Ansprechpartner: Deutsche Bahn AG 
DB Immobilien Caroline-Michaelis-Str. 5-11, 
10115 Berlin) zwingend zu beteiligen. 
 
Forderungen des Eisenbahninfrastrukturun-
ternehmens, die aus deren öffentlich-rechtli-
cher Betreiberverantwortung erwachsen, 
sind im Flächennutzungsplan zu berück-
sichtigen. Insbesondere in Bezug auf eine 
Bebauung mit Photovoltaik-Elementen ist 
zu beachten, dass eine Blendung der Trieb-
fahrzeugführer auf der parallel geführten 
Strecke durch die Reflexionen der Photovol-
taik-Elemente unbedingt auszuschließen ist. 
Dies kann durch die Ausrichtung der PV-
Elemente oder einen Sichtschutz (z.B. He-
cke) auf dem Gelände des Vorhabenträgers 
gewährleistet werden. Es ist sicherzustel-
len, dass schon bei Installation der PV-
Anlage 
keine Blendung der Triebfahrzeugführer 
eintreten kann. 
 
Hinsichtlich der weiteren Ergänzungen be-
stehen keine Bedenken. 

zur Gewährleistung eines sicheren und un-
gehinderten Eisenbahnbetriebes. 

Regelungen zur Gewährleistung der Blend-
freiheit für Zugführer beinhaltet der parallel 
aufgestellte Bebauungsplan bzw. erfolgen 
im Zuge des Bauantragsverfahrens. Hierfür 
werden im Bebauungsplan Hinweise in die 
Planzeichnung aufgenommen. 

Keine Änderung. 

 

13 Bundesamt 
für Infrastruk-
tur, Umwelt-
schutz und 
Dienstleis-
tungen der 
Bundeswehr 

09.02.2024 

Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- 
und Rechtslage werden Verteidigungsbe-
lange nicht beeinträchtigt. Es bestehen da-
her zum angegebenen Vorhaben seitens 
der Bundeswehr als Träger öffentlicher Be-
lange keine Einwände. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 

Keine Änderung. 

 

15 Gemeinsame 
Obere Luft-
fahrtbehörde 
Berlin-Bran-
denburg 

15.02.2024 

nach Prüfung der vorgelegten Unterlagen 
zum Entwurf der 1. und 2. Änderung des 
Flächen nutzungsplanes 2040 der Stadt 
Kremmen für den Planbereich der Bebau-
ungspläne Nr. 84, Nr. 85, Nr. 86 und Nr. 87 
(Stand: November 
2023) wird von Seiten der Gemeinsamen 
Oberen Luftfahrtbehörde Berlin-Branden-
burg (LuBB) mit Bezug auf § 
31 Abs. 2 Luftverkehrsgesetz (LuftVG) fol-
gendes erklärt: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 

Keine Änderung. 
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Auf die Stellungnahmen vom 27.09.2023 
(Az.: 4121-50180/02425LF/2023+4121-
50180/02426LF/2023) wird unter 
Aufrechterhaltung der getroffenen Aussa-
gen und erteilten Hinweise verwiesen.  
 
Hinweise: 
1. Sollten die geplanten Inhalte/Gebiete des 
o. g. Planungsvorhabens geändert werden, 
wird darum gebeten,. 
die entsprechenden Planunterlagen bei der 
Luftfahrtbehörde erneut zur Prüfung einzu-
reichen. 
2, Zur Abklärung eventueller militärischer 
Belange wenden Sie sich bitte an das Bun-
desamt für Infrastruktur, 
Umweltschutz und Dienstleistungen der 
Bundeswehr (BAIUDBw), Postfach 2963, 
53019 Bonn. 
3. Weitere Informationen über die Lage und 
Hindernisfreiflächen zu einzelnen Lande-
plätzen finden Sie unter: 
„https://lubb.berlin-brandenburg.de/aufga-
ben/flugplaetze-berlin-brandenburg". 

19. Deutsche Te-
lekom Tech-
nik GmbH 

16.02.2024 

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfol-
gend Telekom genannt) - als Netzeigentü-
merin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 
125 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Tele-
kom Technik GmbH beauftragt und 
bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten 
der Wegesicherung wahrzunehmen sowie 
alle Planverfahren Dritter entgegenzuneh-
men und dementsprechend die erforderli-
chen Stellungnahmen abzugeben. Zu der 
o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung: 
 
Zu den o. a. Planungen haben wir mit den 
Schreiben PTI 32, B1, Susanne Tschendel; 
2505-333901 und 2505-333902 vom 
25.09.2023 Stellung genommen. Diese 
Stellungnahmen gelten unverändert weiter. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 

Keine Änderung. 

 

20. E.dis AG 

24.01.2024 

 

hiermit erhalten Sie unsere grundsätzliche 
Zustimmung zu den geplanten Änderungen 
des Flächennutzungsplanes. 
Da keine direkten Belange der E.DIS betrof-
fen sind, bestehen unsererseits keine Ein-
wendungen. Im von den Änderungen be-
troffenen Bereich befinden sich keine Lei-
tungen und Anlagen unseres Unterneh-
mens. 
Diese Zustimmung beinhaltet noch keine 
die Zusage zum Anschluss der EEG-
Anlagen an unser Versorgungsnetz, da 
hierzu vertragliche Vereinbarungen mit dem 
jeweiligen Investor in Ergebnis einer netz-
technischen Prüfung erforderlich sind, 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 

Keine Änderung. 
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welche nach Antragstellung in einem ge-
sonderten Verfahren durch unsere zuständi-
gen Fachabteilungen durchgeführt werden. 

21. NBB Netzge-
sellschaft 

18.01.2024 

Es wird hiermit ausdrücklich darauf hinge-
wiesen, dass die in den beigefügten 
Planunterlagen enthaltenen Angaben und 
Maßzahlen hinsichtlich der Lage und 
Verlegungstiefe unverbindlich sind. Mit Ab-
weichungen muss gerechnet werden. Dabei 
ist zu beachten, dass erdverlegte Leitungen 
nicht zwingend geradlinig sind und daher 
nicht auf dem kürzesten Weg verlaufen. 
Darüber hinaus sind aufgrund von Erdbe-
wegungen, auf die die NBB keinen Einfluss 
hat, Angaben zur Überdeckung nicht ver-
bindlich. Die genaue Lage und der Verlauf 
der Leitungen sind in jedem Fall durch fach-
gerechte Erkundungsmaßnahmen (Ortung, 
Querschläge, Suchschlitze, Handschach-
tungen usw.) festzustellen. 
 
Im unmittelbaren Bereich der Leitung ist auf 
den Einsatz von Maschinen zu verzichten 
und in Handschachtung zu arbeiten. Die ab-
gegebenen Planunterlagen geben den Be-
stand zum Zeitpunkt der Auskunftserteilung 
wieder. Es ist darauf zu achten, dass zu Be-
ginn der Bauphase immer das Antwort-
schreiben mit aktuellen farbigen Planunter-
lagen vor Ort vorliegt. Digital gelieferte 
Planunterlagen sind in Farbe auszugeben. 
Bitte prüfen Sie nach Ausgabe die Maß-
stabsgenauigkeit. Die Auskunft gilt nur für 
den angefragten räumlichen Bereich und 
nur für eigene Leitungen der NBB, so dass 
gegebenenfalls noch mit Anlagen anderer 
Versorgungsunternehmen und Netzbetrei-
ber zu rechnen ist, bei denen weitere Aus-
künfte eingeholt werden müssen. 
 
Die Entnahme von Maßen durch Abgreifen 
aus den Planunterlagen ist nicht zulässig. 
Stillgelegte Leitungen sind in den Plänen 
nicht oder nur unvollständig enthalten. Eine 
Versorgung des Planungsgebietes ist 
grundsätzlich durch Nutzung der öffentli-
chen Erschließungsflächen in Anlehnung an 
die DIN 1998 herzustellen. Darüber hinaus 
notwendige Flächen für Versorgungsleitun-
gen und Anlagen sind gemäß § 5 Abs. 2 im 
Flächennutzungsplan festzusetzen. 
 
Nach Auswertung des Flächennutzungs-
plans und der entsprechenden Begründung 
ist unsere Leitungsschutzanweisung für alle 
laut Planwerk betroffenen Anlagen zu 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 

Keine Änderung. 
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beachten und noch folgendes in die weitere 
Planung einzuarbeiten:  
In Ihrem angefragten räumlichen Bereich 
befinden sich Anlagen mit einem Betriebs-
druck >4 bar. Gemäß den Technischen Re-
geln des DVGW-Regelwerkes sind bei Bau-
arbeiten in der Nähe dieser Hochdruck-Erd-
gasleitung die Bauausführenden vor Ort 
einzuweisen. 
 
Die Breite des Schutzstreifens der Hoch-
druckleitung DN 200St beträgt 6 m. Im 
Schutzstreifen einer Leitung dürfen keine 
Gebäude oder baulichen Anlagen errichtet, 
die Geländehöhe nicht verändert oder sons-
tige Einwirkungen vorgenommen werden, 
die den Bestand oder den Betrieb der Lei-
tung beeinträchtigen oder gefährden. Das 
Grundstück muss zur Überprüfung, Unter-
haltung, Instandsetzung oder Änderung der 
Leitung jederzeit betreten werden können. 
 
Kabelanlagen sind in der vorgefundenen 
Lage zu belassen. Veränderungen sind un-
zulässig. Werden Kabelanlagen beschädigt, 
ist die NBB unverzüglich unter der Telefon-
nummer (030) 81876 1890, Fax (030) 
81876 1749 zu benachrichtigen. Schäden 
an der Kabelummantelung werden kosten-
los beseitigt, sofern die NBB vor der 
Grabenverfüllung Kenntnis erhält. 
 
Sollte der Geltungsbereich Ihrer Auskunfts-
anfrage verändert werden oder der Arbeits-
raum den dargestellten räumlichen Bereich 
überschreiten, ist der Vorgang erneut zur 
Erteilung einer Auskunft der NBB vorzule-
gen. 

22. GDMcom 
GmbH 

01.02.2024 

Bezugnehmend auf Ihre oben genannte/n 
Anfrage(n), erteilt GDMcom Auskunft zum 
angefragten Bereich für die folgenden Anla-
genbetreiber: 
 

Anla-
genbe-
treiber  

Haupt-
sitz  

Betrof-
fenheit  

An-
hang 

Erdgas-
spei-
cher 
Peissen 
GmbH 

Halle nicht 
betrof-
fen 

Aus-
kunft 
Allge-
mein 
 

Thürin-
gen- 
Sach-
sen) 

Schwai
g b. 
Nürn-
berg 

nicht 
betrof-
fen 

Aus-
kunft 
Allge-
mein 
 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

Keine Änderung. 
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Nr. Behörde, 
Träger öf-
fentl. Be-
lange 

Hinweise, 
Anregungen, 
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Erwiderung 
Abwägung/Beschlussempfehlung 

ONTRA
S Gas-
trans-
port 
GmbH ² 

Leipzig betrof-
fen 

Aus-
kunft 
Allge-
mein 
 

VNG 
Gas-
spei-
cher 
GmbH ² 

Leipzig nicht 
betrof-
fen 

Aus-
kunft 
Allge-
mein 
 

 

  Diese Auskunft gilt nur für den dargestellten 
Bereich und nur für die Anlagen der vorge-
nannten Unternehmen, so dass noch mit 
Anlagen weiterer Betreiber gerechnet wer-
den muss, bei denen weitere Auskünfte ein-
zuholen sind! 
 
Bitte prüfen Sie, ob der dargestellte Bereich 
den Ihrer Anfrage enthält. 

 

  Im angefragten Bereich befinden sich keine 
Anlagen und keine zurzeit laufenden Pla-
nungen der/s oben genannten Anlagenbe-
treiber/s. 
Wir haben keine Einwände gegen das Vor-
haben. 

 

  Weitere Anlagenbetreiber 
Bitte beachten Sie, dass sich im angefrag-
ten Bereich Anlagen Dritter befinden kön-
nen, für die GDMcom für die Auskunft nicht 
zuständig ist. 

 

24. Zweckver-
band Krem-
men 

25.01.2024 

Da die Belange des Zweckverbandes nicht 
berührt werden, gibt es für die 1. Und 2. Än-
derung des Flächennutzungsplans keine 
weiteren Stellungnahmen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 

Keine Änderung. 

 

25. Wasser- und 
Bodenver-
band „Rhin-
Havelluch“ 

02.02.2024 

Wir stimmen der 1. und 2. Änderung mit fol-
genden Forderungen zu: 
Für die Änderungsfläche 1 ist der Graben 
4/8 mit dem gesetzlichen Schutzstrei-
fen/Gewässerrandstreifen 
von 5 m einzutragen. Der Gewässerrand-
streifen darf nicht bebaut werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der Hinweis wird teilweise berücksichtigt 

Der Graben 4/8 befindet sich außerhalb der 
Änderungsfläche, so dass eine nachrichtli-
che Übernahme hier nicht erfolgt. Der an-
grezende Gewässerrandstreifen wird auf 
Grund des Maßstabs der Flächennutzungs-
planung nicht dargestellt, ist aber auf Grund 
des Maßstabs trotz der Darstellung der 
Sondergebietsfläche innerhalb dieser aus 
dem Flächennutzungsplan entwickelbar. 

Auf der Ebene des Bebauungsplans wird 
zur Sicherung des Gewässerrandstreifens 
eine Grünfläche festgesetzt. 

Eine entsprechende Aussage hierzu wird in 
die Begründung zum Flächennutzungsplan 
aufgenomen. 
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Die Änderungsfläche 2 betrifft keine Gewäs-
ser II. Ordnung.  
 
 
 
 
Die Änderungsfläche 3 betrifft den Flatower 
Feldgraben. Hierzu haben wir Forderungen 
bereits zum Bebauungsplan Nr. 86 gestellt. 
Diese werden hier wiederholt: 
Der Flatower Feldgraben ist ein berichts-
pflichtiges Gewässer nach der EU-
Wasserrahmenrichtlinie. Zur Zielerreichung 
des guten ökologischen Potentials wurde 
das Gewässerentwicklungskonzept Krem-
mener Rhin/Rhin 3 durch das Land Bran-
denburg aufgestellt. Die hier getroffenen 
Maßnahmenvorschläge dürfen durch den 
vorgelegten Bebauungsplan nicht gefährdet 
werden. In der Begründung auf Seite 25 
wird erläutert, „beidseitig des Flatower Feld-
grabens soll auf bislang landwirtschaftlich 
genutzten Flächen ein Streifen als Flächen 
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Natur, Landschaft und Boden festge-
setzt werden. Südlich des Grabens hat die 
Grünfläche eine Breite von 10 m, nördlich 
des Grabens von 5 m. Darauf soll zum ei-
nen die Unterhaltung durch den Wasser- 
und Bodenverband gesichert werden. Da-
her sind keine begleitenden Gehölzpflan-
zungen vorgesehen, sondern die Fläche ist 
dauerhaft von Gehölzen freizuhalten. Dafür 
ist ein artenreicher Wiesensaum in Verbin-
dung mit einer feuchten Hochstaudenflur zu 
entwickeln, zu pflegen und dauerhaft zu er-
halten.“ 
Dies stellt zwar eine Verbesserung für das 
Gewässer dar, aber durch die Festsetzung, 
dass dieser Streifen von Gehölzen frei blei-
ben soll, wird das Gewässerentwicklungs-
potential des Flatower Feldgrabens langfris-
tig dauerhaft eingeschränkt. Im Gewässer-
entwicklungskonzept ist hier eine Initial-
pflanzung für einen standortheimischen Ge-
hölzsaum zur Verbesserung der Habitate im 
Uferbereich gefordert. Im vorgelegten Plan 
wurde daher für die Fläche SPE2 festge-
legt, dass die Pflanzung von Gehölzen... zu-
lässig ist. Bepflanzungen sind rechtzeitig 
vorher mit dem Verband abzustimmen. 
 
Für die Nördliche Fläche SPE1 ist weiterhin 
die Bepflanzung nicht gestattet. Dies lehnen 

Redaktionelle Änderung der Begrün-
dung. 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 

Keine Änderung. 

 

Der Hinweis wird teilweise berücksichtigt. 

Die Fläche südlich des Flatower Feldgra-
bens ist als Grünfläche dargestellt und soll 
eine Breite von 10 m aufweisen. Damit sind 
die Maßnahmenvorschläge aus dem Ge-
wässerentwicklungskonzept umsetzbar. 

Der nördlich angrezende Gewässerrand-
streifen wird auf Grund des Maßstabs der 
Flächennutzungsplanung nicht dargestellt, 
ist aber auf Grund des Maßstabs trotz der 
Darstellung der Sondergebietsfläche inner-
halb dieser aus dem Flächennutzungsplan 
entwickelbar. 

Auf der Ebene des Bebauungsplans wird 
zur Sicherung des Gewässerrandstreifens 
eine Grünfläche festgesetzt. 

Die konkrete Gestaltung der Gewässer-
randstreifen ist nicht Gegenstand der Flä-
chennutzungsplanung, sondern diese darf 
durch ihre Darstellungen die Umsetzung 
der Gewässerentwicklungsplanung nicht 
unmöglich machen. 

Eine entsprechende Aussage hierzu wird in 
die Begründung zum Flächennutzungsplan 
aufgenomen. 

Redaktionelle Änderung der Begrün-
dung. 
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wir ab, da dies die Entwicklung des Gewäs-
sers einschränkt. Aufgrund der mittelfristi-
gen sich einstellenden Beschattung der 
nördlichen Fläche aus dem emporwachsen-
den Gehölzsaum sollte der nördliche Strei-
fen am Flatower Feldgraben ebenfalls 10 m 
breit festgesetzt werden. So dass hier eben-
falls mittelfristig Bepflanzungen mit Gehöl-
zen stattfinden können. Dafür könnte auf 
der Nord- oder Westseite der nördlichen 
Fläche der Gehölzsaum bzw. die Flächen 
An 2 und An 3 laut Bebauungsplan Nr. 86 
zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern 
und sonstigen Beschattungen schmaler 
festgesetzt werden. Umzäunungen im Ge-
wässerrandstreifen und sonstige Anlagen 
sind mit dem Verband abzustimmen und 
bedürfen einer wasserrechtlichen Erlaubnis 
der unteren Wasserbehörde des Landkrei-
ses Oberhavel. Aufgrund der geplanten 
Nutzungsänderungen laut Plan kann die 
Unterhaltung des Flatower Feldgrabens 
aus Sicht des Verbandes stark reduziert 
werden. Der Durchlass der vorhandenen 
Überfahrt kann aus Sicht des Verbandes in 
der Länge reduziert werden. 
Im Rahmen von Ausgleichsmaßnahmen 
sollte die Überfahrt durch einen ökologisch 
durchgängigen 
Durchlass ersetzt werden und geprüft wer-
den, ob die Höhe der Rohrsohle zum Was-
serrückhalt im Flatower Feldgraben ange-
hoben werden kann. 
 
 
 
 
 
Hinweise zur Änderungsfläche 3: 
Am Ende/ im Quellbereich des Flatower 
Feldgrabens erfolgt eine Einleitung von Nie-
derschlagswasser der Milchviehanlage 
Kremmen. Die Gewässereigenschaft des 
Flatower Feldgrabens ist im verrohrten 
Oberlauf verloren gegangen. Daher ist der 
Verlauf des Flatower Feldgrabens nur bis 
zur Einleitstelle (Kremmen, Flur 10, FS 265) 
im Plan festzuhalten. 
 
Zur Änderungsfläche 4 die unmittelbar an 
die Änderungsfläche 3 angrenzt, sollte eine 
räumliche Abgrenzung (z.B. 5...10 m Ge-
hölzsaum/Hecke mit Grünweg) an der Ge-
markungsgrenze als Landschaftsele-
ment/Wanderkorridor etabliert werden. So-
mit entsteht auch nicht der Eindruck eines 
„riesigen“ Solarparks. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 

Ausgleichsmaßnahmen für das Schutzgut 
Wasser sind auf Grund der beabsichtigten 
Planung nicht erforderlich, da Eingriffe voll-
ständig vermieden werden können. Die 
Darstellungen des Flächennutzungsplans 
stehen der Durchführung der Maßnahme 
durch einen anderen Träger aber nicht ent-
gegen. 

Keine Änderung. 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 

Der verrohrte Oberlauf des Flatower Feld-
grabens befindet sich außerhalb der Ände-
rungsflächen, so dass eine nachrichtliche 
Übernahme hier nicht erfolgt. 

Keine Änderung. 

 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 

Zur Gewährleistung von Wanderkorridoren 
und des Biotopverbunds und Gliederung 
von Landschaftselementen werden andere 
Maßnahmen vorgesehen, z.B. eine Durch-
lässigkeit des Zauns für Kleinsäuger, Wild-
tierkorridore südlich der Änderungsfläche 4 
sowie entlang des Flatower Feldgrabens 
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und im Bereich des Kremmener Stadtfors-
tes. 

Eine vollständige Eingrünung und die Erhal-
tung und Ergänzung von Wirtschaftswegen, 
die auch zum Wandern und Reiten genutzt 
werden können, wird durch die Darstellung 
von Grünflächen in der Flächennutzungs-
planänderung ermöglicht und in den parallel 
aufgestellten Bebauungsplänen konkret 
festgesetzt. 

Keine Änderung. 

26 Wasser- und 
Bodenver-
band 
„Schnelle 
Havel“ 

17.01.2024 

Die Änderungsfläche 1 im Planbereich des 
Bebauungsplans Nr. 84 „Solarpark Wall-
feld“, die Änderungsfläche 2 im Planbereich 
des Bebauungsplans Nr. 85 „Solarpark und 
Erweiterung Gewerbegebiet Orion“ und die 
Änderungsfläche 3 im Planbereich des Be-
bauungsplans Nr. 86 „Solarpark südlich 
Kremmener Sandberge“ befinden sich im 
Gebiet des Wasser- und Bodenverband 
„Rhin- / Havelluch“. 
Die Änderungsfläche 4 im Planbereich des 
Bebauungsplans Nr. 87 „Solarpark Hufen 
zum Mittelfelde“ befindet sich in den Ver-
bänden „Schnelle Havel“ und „Rhin- / Ha-
velluch“. 
Die Flurstücke 208 tlw., 209 tlw., 211, 212, 
213, 214, 215, 217, 218, 220, 221, 233, 
266 der Flur 1 in Groß-Ziethen liegen im 
Verbandsgebiet des WBV „Schnelle Havel“ 
und die Flurstücke 216, 222, 223, 224, 225, 
226, 227, 228, 229, 230, 231, 232, 234, 
235, 236, 237 der Flur 1 in Groß-Ziethen lie-
gen im Verbandsgebiet des 
WBV „Rhin- / Havelluch“. 
Sie erhalten von uns die Zustimmung zum 
neuen Flächennutzungsplan in unserem 
Verband. 
Details zu den aktuellen Verbandsgebieten 
bietet die Auskunftsplattform Wasser 
des Landes: Auskunftsplattform Wasser 
Land Brandenburg : powered by cardo.Map. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 

Keine Änderung. 

 

29 DFS - Deut-
sche Flugsi-
cherung 
GmbH 

06.02.2024 

Durch die oben aufgeführte Planung wer-
den Belange der DFS Deutsche Flugsiche-
rung GmbH bezüglich §18a Luftverkehrsge-
setz (LuftVG) nicht berührt. Es werden da-
her unsererseits weder Bedenken noch 
Anregungen vorgebracht. Eine weitere Be-
teiligung am Verfahren ist nicht notwendig. 
Von dieser Stellungnahme bleiben die Auf-
gaben der Länder gemäß § 31 LuftVG un-
berührt. 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 

Keine Änderung. 
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Wir haben das Bundesaufsichtsamt für 
Flugsicherung (BAF) von unserer Stellung-
nahme informiert. 

34 50Hertz 
Transmission 
GmbH 
16.01.2024 

Im Planungsgebiet befindet sich unsere  

• Kompensationsmaßnahme „Anlage einer 
Strauchhecke und Baumreihe (Zw. Krem-
men und Groß-Ziethen)“.  

Leider können wir erneut keine nachrichtli-
che Übernahme der Ausführungen aus un-
serer Stellungnahme vom 28.06.2023 mit 
der Reg.-Nr. 2019-001023-05-TGZ erken-
nen, zu der wir Sie mit Stellungnahme vom 
30.08.2023 mit der Reg.-Nr. 2019-001023-
06-TGZ erneut gebeten haben. 

Da 50Hertz zur Pflege und Unterhaltung der 
o. g. Kompensationsmaßnahme verpflichtet 
ist, stimmen wir der 1. Änderung des Flä-
chennutzungsplans 2040 der Stadt Krem-
men nicht zu und bitten erneut um nach-
richtliche Übernahme folgenden Passus in 
die Begründung: 

Alle Arbeiten, Bauvorhaben und Pflanzmaß-
nahmen, die im Bereich unserer Kompensa-
tionsmaßnahme geplant oder durchgeführt 
werden sollen, sind zur gesonderten Prü-
fung und bei 50Hertz, Regionalzentrum 
Mitte, Standort Neu-enhagen, Am Um-
spannwerk 10, 15366 Neuenhagen (E-Mail: 
leitungsauskunft-rzmitte@50hertz.com) ein-
zureichen. 

Wir bitten um weitere Beteiligung am Pla-
nungsverfahren. 

Der Hinweis wird berücksichtigt. 

Die für die betreffenden Flächen darge-
stellte Grünfläche steht nicht im Wider-
spruch zur Sicherung der Kompensations-
maßnahme der 50Hertz Transmission 
GmbH. 

Auf der Ebene des parallel aufgestellten 
Bebauungsplans werden Hinweise in die 
Planzichnung aufgenommen, dass der Er-
halt der Kompensationsmaßnahme zu ge-
währleisten ist. 

Der geforderte Passus wird ergänzend 
dazu auch in die Begründung (Kapitel 4.4) 
zur Flächennutzungsplanänderung aufge-
nommen. 

Redaktionelle Ergänzung der Begrün-
dung. 

 

52. Stadt Nauen 

18.01.2024 

Die Belange der Stadt Nauen werden durch 
die Planung nicht berührt. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 

Keine Änderung. 

 

54. Gemeinde 
Oberkrämer 

22.01.2024 

Die Belange der Gemeinde Oberkrämer 
werden durch die Planung nicht berührt. 

Für die Planungen der Gemeinde Oberkrä-
mer verweise ich auf den geltenden Flä-
chennutzungsplan der Gemeinde Oberkrä-
mer. Dieser kann auf der Internetseite unter 
dem nachstehenden Link eingesehen wer-
den: 

https://www.oberkraemer.de/wirtschaft-ge-
werbe/stadtplanung/flaechennutzungsplan/ 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 

Keine Änderung. 
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Auswertung der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
 
Die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB erfolgte durch öffentliche Auslegung des 
Entwurfs des Bebauungsplanes Nr. 84 „Solarpark Wallfeld“ im Zeitraum vom 18.01.2024 bis einschließ-
lich 19.03.2024 im Rathaus der Stadt Kremmen. Weiterhin bestand die Möglichkeit die Auslegungsun-
terlagen auf der Internetseite der Stadt Kremmen einzusehen. 
 
Von Seiten der Öffentlichkeit wurden keine Stellungnahmen zur Planung abgegeben. 
 


